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Jahndorf - Ebnen MoPeG und KöMoG den Wegfür eine einheitliche Unternehmenssteuer?

Prof. Dr. Christian Jahndorf, Münster*

Ebnen MoPeG und KöMoGden Wegfür eine einheit-

liche Unternehmenssteuer?

Wie hätte Dieter Birk diese Frage beantwortet? Der normative

Kern des Themas wurzelt im Leistungsfähigkeitsprinzip, womit

die Brücke zu meinem akademischen Lehrer und langjährigen

Wegbegleiter Dieter Birk geschlagen ist. Eine einheitliche Unter-

nehmenssteuer im Sinne einer rechtsformneutralen Besteuerung

war undist Gegenstand der juristischen und ökonomischen Dis-

kussion. Die rechtsformneutrale Besteuerung ist ein ökonomi-

sches Vernunftsgebot (Investitionsneutralität), ein juristisches

verfassungsrechtliches Gebot ist sie nicht.

A. Leistungsfähigkeitsprinzip und Rechtsformneutra-

lität

Dieter Birk! hat die Auffassung vertreten, dass die Unterschiede

in den Organisationsformen wirtschaftlichen Handelns und er-

tragsteuerlicher Gewinnerzielung hinreichender Grundfür eine

unterschiedliche Behandlung von Personenunternehmen und

Kapitalgesellschaften seien. Er sieht den Dualismus der Unter-

nehmensbesteuerung durch die sachverhaltsbedingten Unter-

schiede als rechtfertigungsfähig an. Damit stellte er sich ins-

besondere gegen die im Schrifttum von der Kölner Schule ver-

tretene Auffassung, die ein verfassungsrechtliches Gebot recht-

formneutraler Besteuerung aus den Freiheitsrechten und dem

Gleichheitssatz, insbesondere in dessen Ausprägungals Gebot

der Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit

ableiteten.? Das BVerfG? ist in der Sache der Auffassung von

Dieter Birk gefolgt. Art.3 Abs. 1 GG enthält kein allgemeines

Verfassungsgebot einer rechtsformneutralen Besteuerung. Ent-

scheidend ist, ob ein hinreichender sachlicher Grund dafür

existiert, unternehmerische Tätigkeiten je nachdem, ob sie in

Gestalt von Personen- oder Kapitalgesellschaften ausgeübt wer-

den,steuerlich unterschiedlich zu behandeln.

Dieser Rechtssatz hindert den Gesetzgeber natürlich nicht da-

ran, eine möglichst rechtsformneutrale Besteuerung anzustre-

ben und deswegen z.B. bei der Besteuerung von Personenunter-

nehmen den nicht entnommenen Gewinn zu begünstigen

($ 34a EStG) oder - durch das Gesetz zur Modernisierung
des Körperschaftsteuerrecht (KöMoG) - Personenhandels-

gesellschaften die Option zur Körperschaftsteuer zu ermögli-
chen ($ la KStG). Gestaltungswahlrechte sind das Mittel der

Wahl, um Ungleichbehandlungen verfassungsrechtlich zu im-

munisieren.

B. Zivilrecht und Steuerrecht

Beeinflusst das Gesetz zur Modernisierung des Personengesell-

schaftsrechts (MoPeG) die Unternehmensbesteuerung de lege

lata oder de lege ferenda?

|. Historie

Das Zivilrecht hat historisch immer das Steuerrecht beeinflusst.

In den letzten 130 Jahren wurde das Einkommen der Per-

sonengesellschaft zunächst einheitlich, zwischenzeitlich viel-

heitlich und danach wieder einheitlich betrachtet.

Das Preußische Einkommensteuergesetz von 1891 betrachtete

den gemeinsam betriebenen Gewerbebetrieb als solchen als

Quelle des gewerblichen Ertrages. Die Tatbestandsverwirk-

lichung vollzog sich nach dieser Vorstellung auf der Ebene der

Gesellschaft, die Gesellschafter wurden als Einheit gewerblich

tätig. Das Steuerrecht folgte dem Zivilrecht.* Maßgeblich für

die Personengesellschaft als steuerrechtliche Einheit waren zu

dieser Zeit die zivilrechtlichen Vorstellungen Otto von Gierkes

von der ?rechts- und handlungsfähigen Kollektiveinheit?.?

Die zivilrechtlichen Vorstellungen über die Rechtsnatur von

Personengesellschaften erfuhr eine Wandlungdurch die Recht-

sprechung des Reichsgerichts. Das Reichsgericht® entwickelte

die Auffassung, dass nur die Gesellschafter - nicht hingegen

die Personengesellschaft
- als Träger von Rechten und Pflich-

ten anzuerkennen seien. Das Reichseinkommensteuergesetz

von 1920 folgte dieser Sichtweise. Der einzelne Gesellschafter

galt fortan als Mitunternehmer und Inhaber des eigenen Betrie-

bes, $7 EStG (1920). Die sog. Einheitsbetrachtung wich zu-

gunsten einer Vielheitsbetrachtung. Auf dieser Betrachtung be-

ruhte auch die sog. Bilanzbündeltheorie.? Nach der Bilanzbün-

deltheorie gab es einkommensteuerrechtlich kein Vermögen

der Gesellschaft, sondern nur ein solches der einzelnen Gesell-

schafter.® Die Bilanz der Gesellschaft war ein Bündel von Ein-

zelbilanzen der Unternehmergesellschafter.? Die Bilanzbündel-

DerBeitrag beruht auf dem Eingangsreferat des Autors auf dem 83. Berli-
ner Steuergespräch und Gedächtnissymposium für Herrn Prof. Dr. Dieter

Birk am 30.5.2022.
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